
Aktenzeichen: 6 AZR 567/86
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 21. Januar 1988

- 6 AZR 567/86 -
I. Arbeitsgericht 

Hamburg
Urteil vom 4. Dezember 1985 
- 2-4 Ca 286/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Urteil vom 4. Juli 1986 
- 3 Sa 27/36 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Ja

Entscheidungsstichwort:
Ortszuschlag eines Angestellten mit volljährigen Kindern

Gesetz: BAT § 29 B Abs. 2 Nr. 4, § 29 B Abs. 4 i.d.F. des 49. Änd
rungstarifVertrages vom 17. Mai 1982, I 29 B Abs. 2 Nr. ^
i.d.F. des 54. Änderungstarifvertrages vom 21. April 19ĝ

Leitsätze:
1. Der Angestellte hat nach § 29 B Abs 2 Nr 4 BAT idF de  ̂
49. Änderungstarif Vertrages Anspruch auf Ortszuschlag dp  ̂
Stufe 2, wenn er einen nicht unerheblichen Restunterhai 
barbedarf des in seine Wohnung aufgenommenen Kindes durch' 
Pflege und Betreuung erfüllt (Bestätigung von BAGE 45, ijo 
AP Nr 4 zu § 29 BAT).
2. Zur Berechnung des Restbarbedarfs ist im Regelfall von 
den unterhaltsrechtlichen Sätzen auszugehen, die die Fami­
liensenate der zuständigen Oberlandesgerichte für volljäh­
rige Kinder in der Ausbildung zugrundelegen.
3. Der Gesamtbedarfsbetrag ist bei Kindern, die bei ihren 
Eltern wohnen, um die Wohnungskostenersparnis zu kürzen. 
Deren Höhe kann im Regelfall in Anlehnung an die in § 13 
Abs 2 BAföG genannten Beträge festgesetzt werden (Ergän­
zung zu BAGE 45, 48 = AP, aaO).
4. Auf den gekürzten Gesamtbedarfsbetrag sind Waisenren­
ten, Äusbildungsvergütungen und auch darlehensweise gewähr­
te' Leistungen nach dem BAföG anzurechnen.
5. Kindergeld, kinderbezogener Anteil im Ortszuschlag und 
steuerliche Entlastungen des Unterhalt gewährenden Eltern­
teils bleiben unberücksichtigt, weil sie nicht dem Unter- 
haltsberechtigten, sondern dem Unterhaltsverpflichteten zu­
fließen bzw zugute kommen.
6. Nach § 29 B Abs-2 Nr 4 Satz 1 und 2 BAT idF des 54.
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2

Änderungstarifvertrages vorn 21. April 1986 entfällt die 
konkrete Prüfung, ob der andere Personen aufnehmende Ange­
stellte Unterhalt schuldet und gewährt. Danach besteht ein 
Anspruch nur noch, wenn die tarifliche Eigenmittelgrenze 
durch die im Tarifvertrag genannten Leistungen Dritter nicht 
überschritten wird.
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6 AZR 567/86

3 Sa 27/86 Hamburg
Verkündet am 
21. Januar 1988
Zeuner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP •

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. Januar 1988 durch den Richter 
Dr. Jobs als Vorsitzenden, die Richter Schneider und Dorner
sowie die ehrenamtlichen Richter Scheerer und Dr. Kukies
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für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Hamburg vom ,4. Juli 1986 - 3 Sa 27/86 - 
wird kostenpflichtig zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  ;

Die Parteien streiten um die Höhe des Ortszuschlags.

Die Klägerin ist bei der Beklagten als Verwaltungsange­
stellte beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fin­
det der Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) kraft Tarifbindung 
Anwendung. Die Klägerin erhält Vergütung aus der VergGr. VII der 
Anlage 1 a zum BAT. Die Klägerin ist geschieden. Ihr geschiedener 
Ehemann ist 1977 verstorben. Die Klägerin hat zwei eheliche Kin­
der, für die sie Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKOG) erhält. Der in ihre Wohnung aufgenommene, 1963 geborene 
Sohn H erhielt bis zum 31» Mai 1986 eine monatliche Waisen­
rente in Höhe von 302,40 DM. Seither beträgt die Waisenrente 
303,46 DM. Ferner bekommt er Zuwendungen nach dem Bundesausbil­
dungsförderungsgesetz (BAföG) in Höhe von 306,-- DM monatlich bis 
April 1986 und von 308,-—  DM seit Mai 1986. Die 1965 geborene 
Tochter B lebte bis zum 30. April 19S6 im Haushalt der
Klägerin. Ab 1. Mai 1986 bewohnt sie eine eigene Wohnung. Sie 
erhält eine monatliche Waisenrente von 302,40 DM. Außerdem bekam 
sie eine monatliche Ausbildungsvergütung von 395,-- DM bis 
30. September 1984, von 410,-- DM bis 31» Januar 1985, von
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430,-- DM bis zum 31* Januar 1986 und danach in Höhe von 
452,—  DM.

Die Beklagte zahlte der Klägerin zunächst den Ortszuschlag 
der Stufe 2 sowie die kinderbezogenen Anteile des Ortszuschlags 
nach § 29 B Abs. 4 BAT. Mit Schreiben vom 14. Juni 1984 teilte 
die Beklagte der Klägerin unter Berufung auf die VerwaltungsVor­
schriften zum Bundesbesoldungsgesetz mit, sie habe ab 1. Februar 
1984 nur einen Anspruch auf Ortszuschlag der Stufe 1. Sie sei 
daher überbezahlt. Entsprechend der Vergütungsmitteilung für den 
Monat Juli 1984 hat die Beklagte die bis dahin geleisteten Dif­
ferenzbeträge im Juli 1984 einbehalten und danach nur noch Orts­
zuschlag der Stufe 1 geleistet.

Die Klägerin, die bereits mit Schreiben vom 17. Juli 1984 
weiterhin Zahlung des Ortszuschlags nach Stufe 2 beanspruchte, 
hat gemeint, ihr stehe der Ortszuschlag der Stufe 2 zu. Sie er­
fülle die Voraussetzungen des § 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT.

Sie hat beantragt
1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 

ist, der Klägerin den Ortszuschlag der Stufe 2 
gemäß § 29 B Abs. 2 Ziffer 4 des BAT zu ge­
währen ;

2. die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
2.472,30 DM brutto zuzüglich 4 % Zinsen auf 
den sich ergebenen Nettobetrag seit dem
19. September 1985 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, die 
Klägerin gewähre ihren Kindern keinen Unterhalt im Sinne des
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§ 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT. Denn nach einem vom Senatsamt für den

Verwaltungsdienst erarbeiteten Rechnungsschema für die tatsäch­
lich verbleibende Unterhaltsbelastung liege auf seiten der Klä­
gerin keine Restbelastung vor.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben den Anträgen 
der Klägerin entsprochen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt 
die Beklagte weiterhin ihr erstinstanzliches Ziel der Klageab­
weisung, während die Klägerin um Zurückweisung der Revision bit­
tet.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist unbegründet.

A. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin habe 
gemäß § 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT gegen die Beklagte einen Anspruch 
auf den Ortszuschlag der Stufe 2, weil sie ihren Sohn nicht nur 
vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen habe und ihm Unterhalt 
gewähre. Für die Tochter träfe dies ebenfalls für den Zeitraum 
vom 1. Februar 1984 bis zum 30- April 1986 zu. Die Unterhalts­
leistungen der Klägerin an ihre Kinder seien nicht als geringfü­
gig anzusehen. In diesem Zusammenhang komme es auf die verwal­
tungsinternen Vorschriften des Senatsamtes für den Verwaltungs­
dienst nicht an. Maßgeblich sei vielmehr die tarifliche Bestim­
mung und die hierzu ergangene Rechtsprechung des Bundesarbeits­
gerichts. Die Kinder der Klägerin hätten nach den von den Fami­
liensenaten des Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg er­
mittelten Sätzen für volljährige, in der Ausbildung befindliche
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Kinder für 1984 einen monatlichen Unterhaltsbetrag von 7 6 5 ,-- DM 
und ab 1. Januar 1985 von 840,-- DM beanspruchen können. Darauf 
seien ihre eigenen Einkünfte und Barleistungen Dritter anzu­
rechnen, weil sich hierdurch der Unterhaltsbedarf verringere. Das 
seien Waisenrente, Leistungen nach dem Bundesausbildungsför­
derungsgesetz, Ausbildungsvergütungen und staatliches Kindergeld. 
Die steuerlichen Entlastungen durch kindbezogene Freibeträge 
seien jedoch ebensowenig wie die Kinderanteile im Ortszuschlag zu 
berücksichtigen. Das folge mittelbar aus der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts, das genau vorgeschrieben habe, wie der 
restliche Unterhaltsbedarf im einzelnen zu ermitteln sei. Die 
sich danach ergebenden Restunterhaltsbarbedarfsbeträge beider 
Kinder seien nicht als geringfügig anzusehen. Sie reichten aus, 
um den Anspruch auf den erhöhten Ortszuschlag zu begründen, weil 
ein' Anspruch darauf dann bestehe, wenn der nicht durch eigene 
Einkünfte gedeckte Barbedarf des volljährigen Kindes zumindest 
dem Unterschiedsbetrag im Ortszuschlag zwischen den Stufen 1 und 
2 entspreche oder ihn übersteige. Der Angestellte erlange dann 
nicht mehr als er an Unterhalt selbst zu leisten habe. Seit dem 
1. Januar 1985 übersteige der Nettounterhaltsrestbedarf schon 
den Bruttodifferenzbetrag der Stufen 1 und 2 sehr deutlich. Auch 
für 1984 liege der Restunterhaltsbedarf für ein Kind mit 8l,60 DM 
höher als der Differenzbetrag zwischen dem Ortszuschlag der Stu­
fen 1 und 2, den die Klägerin mit weniger als 74,-- DM netto an­
gegeben habe.

B. Dem Landesarbeitsgericht kann im Ergebnis, nicht aber in 
allen Teilen der Begründung zugestimmt werden.
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I. Die Klägerin hat gegen die Beklagte für die Zeit vom 
1, Februar 1984 bis 31- Dezember 1985 einen Anspruch auf Zah­
lung des Ortszuschlags der Stufe 2 nach dem bis zum Jahresende 
1985 geltenden § 29 B Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 BAT in der Fassung 
des 49. Änderungstarifvertrages vom 17. Mai 1982, gültig ab 
1. Mai 1982. Denn die Klägerin erfüllt die Voraussetzungen die­
ser TarifbeStimmung, wonach zur Stufe 2 andere Angestellte gehö­
ren, die eine andere Person nicht nur vorübergehend in ihre Woh­
nung aufgenommen haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie ge­
setzlich oder sittlich dazu verpflichtet sind oder aus berufli­
chen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen.

1. Die Klägerin ist "andere Angestellte" als die in § 29 B
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BAT genannten Angestellten im Sinne des Ab­
satzes 4 (BAG Urteil vom 8. Juni 1982 - 3 AZR 948/79 - AP Nr. 2 
zu § 29 BAT; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, BAT, Stand Sep­
tember 1987, § 29 Anm. 5.4 a). Des weiteren hat sie ihre Tochter 
B bis zum 30. April 1986 und, wie in der Berufungsinstanz
unstreitig geworden ist, ihren Sohn H nicht nur vorübergehend
in ihre Hamburger Wohnung aufgenommen,

2, Die Klägerin gewährte während der Geltungsdauer des § 29 B 
Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 BAT in der Fassung des 49. Änderungsta­
rifvertrages ihren beiden Kindern Unterhalt aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtung, indem sie beide in ihrer Wohnung unterbrachte, 
betreute und pflegte. Darin kann keine unterhaltsrechtlich nicht 
gebotene Zuwendung gesehen werden.
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a) Das Landesarbeitsgericht ist bei der Auslegung des Tarif­
vertrages zu Recht vom Unterhaltsbegriff des Bürgerlichen Ge­
setzbuches (BGB) und seinen gesetzlichen Bestimmungen über den 
Unterhalt unter Verwandten ausgegangen (SAGE 45, 36 und 45, 48 = 
AP Nr. 3 und 4 zu § 29 BAT). Dabei hat es zutreffend zunächst 
den Unterhaltsbarbedarf der Kinder ermittelt. Denn die Eltern 
schulden dem volljährigen Kind grundsätzlich eine Geldrente 
(§§ 1601, 1602, 1612 Abs. 1 Satz 1 BGB), auch wenn sie verlangen
können, daß ihnen die Gewährung des Unterhalts in anderer Art 
gestattet wird, wenn besondere Gründe -es rechtfertigen (§ 1612 
Abs. 1 Satz 2 BGB).

Bei der Berechnung des angemessenen Unterhalts nach § 1610 
Abs. 1 BGB hat das Landesarbeitsgericht zutreffend die unter­
haltsrechtlichen Sätze zugrundegelegt, die die Familiensenate des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg in ständiger Rechtspre­
chung anwenden. Das sind monatliche Regelbeträge von 765,-- DM 
bis Ende 1984 und 840,—  DM ab Januar 1985, die als angemessener 
Gesamtunterhaltsbedarf volljähriger Kinder in der Ausbildung im 
Regelfall angenommen werden können (OLG Hamburg Urteil vom 
29. November 1983 - 16 UF 58/83 - FamRZ 1984, 190). Allerdings 
hat das Landesarbeitsgericht übersehen, daß die Familiensenate 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg den Gesamtbedarfs- 
betrag bei volljährigen Kindern in der Ausbildung, die bei einem 
Elternteil wohnen, bei der konkreten Berechnung des Unterhalts­
anspruchs um einen Anteil "Wohnkostenersparnis" kürzen, um eine 
angemessene Abstufung zwischen auswärts und daheim ausgebildeten 
volljährigen Kindern zu erreichen. Diese Überlegung trifft auch
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bei der vorliegenden Beurteilung des Tarifbegriffs "Unterhalt 
aufgrund gesetzlicher Pflicht" zu. Soweit aus den Entscheidungen 
des Dritten Senats vom 24. Januar 1984 (BAGE 45» aaO) geschlos­
sen werden könnte, die Wohnkostenersparnis sei bei der Ermittlung 
des Restbarbedarfs volljähriger, in der Ausbildung befindlicher 
Kinder nicht zu berücksichtigen, wird daran vom nunmehr allein 
zuständigen Senat nicht fest gehalten. Das Zugrundelegen eines 
hohen Ausgangsbetrages von 765,—  DM bzw. 840,-- DM (nach den 
Unterhaltsrichtlinien anderer Oberlandesgerichte wie z.B. denen 
des OLG Düsseldorf nur für einen nicht bei den Eltern wohnenden 
Studierenden) rechtfertigt sich, weil mit der Berücksichtigung 
nicht nur des Mindestbedarfs, sondern des angemessenen Bedarfs 
davon auszugehen ist, daß dieser wirklich für sämtliche Ausgaben 
incl. der Kosten für eine eigene Wohnung verwendet wird.

Die Höhe des Betrags für Wohnkostenersparnis schätzt das 
Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg in Anlehnung an die Be­
träge des § 13 Abs. 2 BAföG. Das sind unter Berücksichtigung 
nicht anrechenbaren Wohnbedarfs (Kosten für den Grundwohnbedarf, 
die auch die bei den Eltern wohnenden Kinder haben) für die Zeit 
bis zum 30. Juni 1984 125,—  DM (ISO,—  DM abzüglich 55,-- DM,
§ 13 Abs. 2 BAföG in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 
1983) und für die Zeit vom 1. Juli 1984 bis 31* Dezember 1985 
130,-- DM (vgl. die Änderung des § 13 Abs. 2 BAföG durch das 
8. Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
vom 24. Mai 1984, BGBl I S. 707). Diese Beträge legt auch der 
Senat zugrunde, weil sie für den Regelfall in angemessener Weise 
den unterschiedlichen Wohnbedarf eines auswärts ausgebildeten und
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den des im Elternhaus lebenden Volljährigen in der Ausbildung 
berücksichtigen.

b) Zur weiteren Berechnung des Unterhaltsbarbedarfs der aufge­
nommenen Kinder sind deren eigene Einkünfte und Barunterhalts­
zahlungen Dritter vom gekürzten Ausgangsbetrag anzurechnen (BAG, 
aaO).

aa) Das ist zunächst die Waisenrente.

bb) Zu den eigenen Einkünften zählen weiter die Leistungen, die 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz erbracht werden, auch 
wenn sie gern. § 17 Abs. 2 BAföG in der Form eines Darlehens 
gewährt werden. Denn die Leistungen nach dem Bundesausbildungs­
förderungsgesetz mindern die Bedürftigkeit des Unterhaltsberech­
tigten. Der Senat folgt insoweit der neueren Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs, der zum Unterhaltsanspruch eines volljährigen 
Studenten gegen seinen Vater angenommen hat, im Unterhaltsrecht 
obliege es dem Unterhaltsberechtigten, im Rahmen des Zumutbaren 
günstige Möglichkeiten der Kreditaufnahme auszunützen. Da das 
Darlehen nach § 17 Abs. 2 BAföG unter den sehr günstigen Bedin­
gungen der §§ 18 bis 20 BAföG gewährt werde und nach dem System 
der Einkommens- und Vermögensanrechnung der §§ 21 ff. und 26 
ff. BAföG davon ausgegangen werden müsse, daß die Unterhalts­
verpflichteten nicht in besonders günstigen wirtschaftlichen 
Verhältnissen lebten, sei im Regelfall anzunehmen, daß die Auf­
nahme dieses Darlehens zumutbar sei (BGH Urteil vom 19. Juni 
1985 - IV b ZR 30/84 - NJW 1985, 2331). Das gilt auch bei der
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Bestimmung des Tarifbegriffs "Unterhalt gewähren aufgrund 
gesetzlicher Pflicht" nach § 29 B Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 BAT. Denn 
die Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz mindern 
den monatlichen Barbedarf des Berechtigten und damit die Pflicht 
des Elternteils zur Unterhaltsgewährung. Die Rückzahlungspflicht 
des Begünstigten nach Abschluß der Förderung ändert daran nichts.

cc) Die Ausbildungsvergütung, die im Rahmen eines Berufsaus­
bildungsverhältnisses dem Auszubildenden gezahlt wird, ist als 
anrechenbare Einkunft anzusehen. Im Unterhaltsrecht mindert der 
Arbeitsertrag die Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten (BGH 
Urteil vom 8. April 1981 - IV b ZR 559/80 - NJW 1981, 2462,
2463). Die Ausbildungsvergütung ist unabhängig von der arbeits­
rechtlichen Bewertung Arbeitsertrag im unterhaltsrechtlichen 
Sinne und daher grundsätzlich bedarfsmindernd (BGH, aaO, 
m.w.N.). Für die Bestimmung des Tarifbegriffs "Unterhalt ge­
währen" gelten dieselben Grundsätze. Entgegen der Auffassung des 
Landesarbeitsgerichts kann jedoch nicht die gesamte Ausbildungs­
vergütung bedarfsmindernd berücksichtigt werden. (Das folgt be­
reits aus dem Hinweis des Dritten Senats in seinem Urteil vom 
24. Januar 1984 - 3 AZR 198/83 - SAGE 45, 48 = AP, aaO, unter 
II 1 a der Gründe auf die angegebene Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs). Die anzurechnende Ausbildungsvergütung ist danach 
vorweg um die etwaigen berufsbedingten Aufwendungen sowie um die 
Kosten eines etwaigen sonstigen, im Verhältnis zu gleichaltrigen 
Schülern gegebenen erhöhten Bedarfs zu berichtigen. Dem folgt der 
Senat und setzt den durch die ausbildungsbedingten Aufwendungen 
begründeten, nicht anrechenbaren Mehrbedarf für den Regelfall auf
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130,—  DM bis Ende 1984 und auf 145,-- DM ab 1985 fest. Dabei 
handelt es sich um die in den entsprechenden oberlandesgericht­
lichen Richtlinien für ausbildungs- und berufsbedingte Mehrauf­
wendungen angenommenen Beträge (vgl. Anm. 8 Abs. 1 der Düs­
seldorfer Tabelle, Stand 1. Januar 1982, FamRZ 1981, 120? und 
Anm. 8 der Düsseldorfer Tabelle, Stand 1. Januar 1985, FamRZ 
1984, 961).

Zu Unrecht hat das Landesarbeitsgericht jedoch das staat­
liche Kindergeld, das der Klägerin ausgezahlt wird, bei der Be­
rechnung des Unterhaltsbarbedarfs berücksichtigt. Es hat dabei 
ersichtlich unter Berücksichtigung des Hinweises durch den Drit­
ten Senat des Bundesarbeitsgerichts die Rechtsprechung des Bun­
desgerichtshofs übernommen (BAGE 45, 48 - AP, aaO; BGHZ 70, 151; 
BGH Urteil vom 8. April 1981, aaO; BGH Urteil vom 8. Oktober 
1980 - IV b ZR 533/80 - NJW 1981, 170). Dem vermag der erkennende 
Senat jedoch nicht zu folgen. Die Übernahme der unterhaltsrecht­
lichen Behandlung des Kindergeldes zwischen getrenntlebenden oder 
geschiedenen Eltern, die dem Interessenausgleich der regelmäßig 
beiden unterhaltsverpflichteten Eltern dient, bei der Berechnung 
des Unterhaltsbarbedarfs des Kindes zur Auslegung des Tarifbe­
griffs in § 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT wird den Unterschieden beider 
Rechtsbereiche nicht gerecht. Der Bundesgerichtshof hatte in er­
ster Linie die unterhaltsrechtiiche Aufteilung des Kindergeldes 
zwischen den beiden Unterhaltsverpflichteten zu entscheiden (BGH, 
aaO), um sodann über die Art des Ausgleiches zu befinden. Dabei 
hat er zu Recht betont, die Antwort auf die Frage nach der Ver­
teilung des Kindergeldes auf die Eltern im Verhältnis zueinander

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sowie nach dem zwischen ihnen vorzunehmenden Ausgleich habe keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf den Unterhaltsanspruch der Kinder. 
Eine dem § 1615 g BGB entsprechende Regelung, der eine Vorschrift 
über die Anrechnung des Kindergeldes auf den Regelbedarf des 
nichtehelichen Kindes enthalte, gebe es im Unterhaltsrecht des 
ehelichen Kindes nicht. Der Bundesgerichtshof lehnt auch eine 
entsprechende Anwendung des § 1615 g BGB und des § 4 Regelunter­
haltsverordnung ab, weil es sich bei den Unterhaltsleistungen 
gegenüber den ehelichen Kindern dem Grundsatz nach um individuell 
zu bemessenden Unterhalt und nicht um schematischen Regelunter­
halt handelt (BGH Urteil vom 8. Oktober 1980, aaO). In Anwendung 
dieser Einzelfallbewertung hat er dann in seiner Entscheidung vom 
8. April 1981 (BGH, aaO) die Auffassung des Oberlandesgerichts 
Köln als Berufungsgericht gebilligt, das die Hälfte des staatli­
chen Kindergeldes bei der Berechnung des Unterhaltsbedarfs be­
darf smindernd berücksichtigt hat, weil es revisionsrechtlich 
nicht angreifbar davon ausgegangen war, der betreuende Elternteil 
habe zum Zweck des Kindergeldausgleichs zwischen den Eltern die 
dem barunterhaltspflichtigen Elternteil zustehende Hälfte zu 
dessen Gunsten unmittelbar dem Kind zukommen lassen. Im Streit­
fall kann kein Kindergeldausgleich stattfinden, weil die Klägerin 
verwitwet ist. Im übrigen können die Regeln über den Kindergeld­
ausgleich der Eltern im Wege einer bedarfsreduzierenden Berech­
nung des Kinderunterhalts bei der Berechnung des Restunterhalts­
barbedarfs im Rahmen des § 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT nicht ange­
wendet werden. Ein Restunterhaltsbarbedarf mindert sich in diesem 
Zusammenhang nur, wenn dem Unterhaltsberechtigten eigene Ein­
künfte und Barunterhaltszahlungen Dritter oder Leistungen zu-
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fließen, die die Ausgabe baren Geldes unmittelbar ersparen (Zu­
flußprinzip). Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz fließt 
unmittelbar dem Unterhaltsberechtigten zu. Das folgt aus § 1 
Abs. 1 BKGG und wird durch die Rechtslage bei Beamten bis 1975 
besonders deutlich. Bis zum 7. Gesetz zur Änderung beamten­
rechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 20. De­
zember 1974 (BGBl 1 S. 3716) und dem Einkommensteuerreformgesetz 
vom 5. August 1974 (BGBl I S. 1769) erhielten Beamte, Richter 
und Soldaten Kinderzuschlag und eine steuerliche Entlastung durch 
Kinderfreibeträge (§ 32 Abs. 2 Einkommensteuergesetz in der 
Fassung vom 1. Dezember 1971, BGBl I S. 1881 ). Diese differen­
zierte Regelung wurde durch die Einbeziehung in das staatliche 
Kindergeldgesetz 1975 abgelöst. Durch die Zahlung eines einheit­
lichen Kindergeldes nach dem Bundeskindergeldgesetz hat dieser 
Teil der Einkünfte eines Beamten seinen Charakter nicht ver­
ändert. Er ist Teil des staatlichen Lastenausgleichs und dient 
der familiengerechten Besoldung (BVerfGE 44, 249; BOHZ 70, 151). 
Dieselbe Funktion erfüllt das Kindergeld in Familien nichtbeam- 
tefer Bürger, Es läßt die zivilrechtliche Unterhaltspflicht un­
berührt» Es erhöht z.B. den Unterhaltsanspruch des Kindes nicht 
(BGHZ 70, 151, 153). Angesichts der allgemeinen, auf die Familie, 
nicht auf das den Anspruch auslösende Kind gerichteten Entla­
stungsfunktion des Ortszuschlags kann für den Regelfall auch 
nicht von einer mittelbaren Zuwendung an die Kinder des Ange­
stellten ausgegangen werden, mögen die Kindergeldbeträge u.a. 
auch für pflegerische und betreuende Maßnahmen gegenüber den 
Kindern aufgewandt werden.
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ee) Dasselbe gilt für den kinderbezogenen Anteil im Ortszu­
schlag, den Differenzbetrag zwischen dem Ortszuschlag der Stufe 1 
und dem der Stufe 2 nach § 29 B Abs» 4 BAT. Insofern ist der 
Revision zuzustimmen, daß Kindergeld und kinderbezogener Anteil 
im Ortszuschlag nicht unterschiedlich zu behandeln ■ sind. Auch 
diese Ortszuschiagsbeträge, bei denen es sich im Gegensatz zum 
Kindergeld um keine öffentlich-rechtliche Leistung des Staates, 
sondern um einen tariflichen Vergütungsbestandteil handelt, 
fließen dem Unterhaltsberechtigten weder unmittelbar noch mit­
telbar im oben genannten Sinne zu und sind deshalb auch nicht bei 
der Ermittlung des Restunterhaltsbarbedarfs des Berechtigten zu 
berücksichtigen. Sie sind lediglich bei der im Unterhaltsrecht 
interessierenden Frage der Leistungsfähigkeit des Unterhalts­
verpflichteten zu beachten.

ff) Dem Landesarbeitsgericht ist zuzustimmen, wenn es die dem 
Unterhaltsverpflichteten zustehenden steuerrechtlichen Entla­
stungen bei der Ermittlung des Barbedarfs auf seiten des Berech­
tigten nicht berücksichtigt hat (Clemens/Scheuring/Steingen/Wie- 
se, aaO, § 29 Anm. 5.4 c Abs. 4 zum neuen BAT). Die Entlastung 
kommt dem volljährigen Kind weder unmittelbar noch mittelbar im 
oben genannten Sinne zugute, sondern dem verpflichteten Eltern­
teil. Sie hat den Zweck, die Leistungsfähigkeit des Elternteils 
zu stärken, der den Unterhalt gewährt. Das übersieht die Revi­
sion, wenn sie meint, die Klägerin werde durch die steuerlichen 
Vorteile schon so vom Bedarf der Kinder entlastet, daß zwischen 
ihr und den sonst unter die Stufe 1 des Ortszuschlags fallenden 
Bediensteten kein Unterschied mehr begründet werde. Ferner ist
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darauf hinzuweisen, daß die steuerrechtlichen Entlastungen des 
Einkommensteuergesetzes an einen feststehenden Bruttoverdienst 
des Beschäftigten anknüpfen und nicht umgekehrt der Anspruch auf 
einen Teil des Arbeitsentgelts von im Auszahlungsfall eintre­
tenden steuerrechtlichen Vorteilen abhängig ist. Die Berücksich­
tigung steuerlicher Entlastungen führt außerdem wegen des in­
dividuellen Zuschnitts hinsichtlich der Auswirkungen der Entla­
stungen auch zu weitreichenden Nachrechnungsverpflichtungen in 
den Besoldungs- und Vergütungsstellen der öffentlichen Arbeitge­
ber. Das vereinbart sich jedoch nicht mit dem von den Tarifver­
tragsparteien gewünschten praktikablen, notwendigerweise pau­
schalierten System der Ortszuschlagsberechtigung (erkennender 
Senat Urteil vom 25. Juni 1987 - 6 AZR 332/85 - ZTR 1987, 308).

c) Aus der nachstehenden Einzelberechnung ergibt sich, daß die 
Klägerin ihren Kindern Unterhalt geschuldet hat, weil deren Bar­
bedarf durch eigene Einkünfte und Leistungen Dritter nicht voll­
ständig erfüllt worden ist. Weiter ist ohne weiteren Sachvqrtrag 
vom Ausgleich dieses Restbarbedarfs durch Zuwendungen der Kläge­
rin auszugehen (BAGE 45, 48 = AP, aaO, zu III a.E. der Gründe).

aa) Der Sohn H hatte sich 1984 auf seinen gekürzten Barbe­

darfsbetrag von 640,—  DM für die Zeit bis zum 30. Juni 1984 und 
von 635,—  DM für die Zeit ab 1. Juli 1984 Waisenrente von 
302,40 DM und Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsge­
setz von 306,-- DM anrechnen zu lassen. So blieb ihm ein Rest­
bedarf von 31,60 DM bzw. 26,60 DM.
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hatte sich 1984 auf ihren gekürzten Bar­
bedarf sbetrag von 640,-- DM bzw. 635,—  DM die Waisenrente von 
302,40 DM und die gekürzte Ausbildungsvergütung von 265,-- DM bis 
zum 30. September 1984 und von 280,—  DM bis zum 31. Dezember 
1984 anrechnen zu lassen. Ihr blieb ein Restbarbedarf von 
72,60 DM bis Ende Juni, 67,60 DM bis Ende September und 52,60 DM 
bis zum Jahresende.

Die addierte Unterhaltsverpflichtung der Klägerin betrug 
mithin 1984 104,20 DM bis einschließlich Juni, 94,20 DM bis Ende 
September und 79,20 DM für das letzte Quartal.

bb) Der Sohn H hatte sich 1935 auf seinen gekürzten Barbe­
darfsbetrag von 710,—  DM unverändert die Leistungen aus der 
Waisenrente und dem Bundesausbildungsförderungsgesetz anrechnen 
zu lassen. Sein Restunterhaltsbarbedarf betrug für 1935 durch­
gehend 101,60 DM.

Die Tochter B hatte sich 1985 auf ihren gekürzten Bar­
bedarf sbetrag von 710,-—  DM ihre Waisenrente von 302,40 DM sowie 
für Januar 1985 ihre nunmehr um 145,-- DM gekürzte Ausbildungs­
vergütung von 265,—  DM anrechnen zu lassen. Für die Zeit von 
Februar bis zum Jahresende betrug die anzurechnende Ausbildungs- 
Vergütung 285,-- DM, so daß ihr Restbarbedarf für den Monat Ja­
nuar 142,60 DM und für den Rest des Jahres 122,60 DM betrug.

Die addierte UnterhaltsVerpflichtung der Klägerin betrug 
mithin für 1985 gegenüber beiden Kindern 244,20 DM bzw.
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d) Der erkennende Senat geht davon aus, daß nicht jede geringe 
Leistung von Unterhalt das tarifliche Merkmal "Unterhalt gewähren 
aufgrund gesetzlicher Pflicht" im Sinne des § 29 B Abs. 2 Nr. 4 
BAT in der Fassung des 49. Änderungstarifvertrages erfüllt. 
Vielmehr verlangt eine am Zweck des Besoldungsrechts und des 
Alimentationsprinzips orientierte Betrachtungsweise eine quanti­
tative Eingrenzung, die auch bei dem mit dem Besoldungsrecht 
gleichlautenden Tarifvertrag geboten ist (BAGE 45, 36 und 45,
48 = AP, aaO). Da die Tarifvertragsparteien jedenfalls bis zum 
Jahresende 1985 keine konkreten Grenzen festgelegt haben, unter­
halb welchen Betrages nicht mehr eine den Anspruch auf erhöhten 
Ortszuschlag auslösende Unterhaltsgewährung vorliegt, verzichtet 
der Senat auf die Festlegung einer solchen Untergrenze. Es bleibt 
lediglich zu fordern, daß die Unterhaltsverpflichtung des Orts­
zuschlagsberechtigten nicht unwesentlich sein darf. Die finan­
zielle Belastung durch den Unterhalt muß so ins Gewicht fallen, 
daß der Unterhaltsverpflichtete unabhängig von den besoldungs­
rechtlichen Folgen mit Sanktionen rechtlicher oder sittlicher Art 
rechnen müßte, wenn er den tatsächlich geleisteten Unterhalts­
beitrag verweigerte (BAGE 45, 48 = AP, aaO, zu II 1 c a.E. der 
Gründe). Der Senat versteht unter nicht unwesentlichen Beträgen 
nicht alle diejenigen Beträge, die unter dem Differenzbetrag der 
Ortszuschlagsstufen 1 und 2 liegen (121,86 DM brutto ab 1. März 
1984), sondern nur diejenigen, die erheblich unter dem aus dem 
Brutto-Ortszuschlagsbetrag geschätzten Nettobetrag liegen und in 
ihrer Addition für die Lebenshaltung der betroffenen Berechtigten
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auch unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit des Ver­
pflichteten keine Rolle mehr spielen. Das ist regelmäßig bei Be­
trägen von etwa 80,—  DM und 100,—  DM bei volljährigen Kindern 
mit einem Barbedarf von rund 8 0 0 , DM einerseits und bei einer 
Vergütung aus der Vergütungsgruppe VII der Anl. 1 a BAT ande­
rerseits nicht der Fall.

Demnach hat die Klägerin in den Jahren 1984 und 1985 keinen 
unwesentlichen Restbarbedarf ihrer Kinder erfüllt, zumal sie 1985 
mehr an Unterhalt aufwenden mußte als ihr durch den erhöhten 
Ortszuschlag zugeflossen wäre, und sie sich somit keine zusätz­
lichen Vorteile verschaffen konnte. Sie hätte mit rechtlichen 
Sanktionen rechnen müssen, wenn sie den Unterhaltsbeitrag ver­
weigert hätte. Die Unterhaltsansprüche ihrer Kinder wären mit 
rechtlichen Mitteln durchsetzbar gewesen.

II o Für die Zeit nach dem 1. Januar 1986 hat die Klägerin An­
spruch auf Ortszuschlag der Stufe 2 nach § 29 B Abs. 2 Mr. 4 
BAT in der Fassung des 54. Änderungstarifvertrages vom 
21 „ .April 1936, gültig ab 1. Januar 1 986. Das hat das Landes­
arbeitsgericht übersehen, wie die Klägerin in der Revisionser­
widerung zutreffend bemerkte. Nach § 29 B Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 
BAT gehören wie bisher zur Stufe 2 andere Angestellte, die eine 
andere Person nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen 
haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sitt­
lich dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen oder gesund­
heitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt nach dem neuen 
Satz 2 des § 29 B Abs. 2 Nr. 4 BAT bei gesetzlicher oder sitt-
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licher Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung nicht, wenn für den 
Unterhalt der aufgenommenen Person Mittel zur Verfügung stehen, 
die, bei einem Kind einschließlich des gewährten Kindergeldes und 
des kinderbezogenen Teils des Ortszuschlages, das Sechsfache des 
Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des 
Ortszuschlages der Tarifklasse I c übersteigen. Damit haben die 
Tarifvertragsparteien im Anschluß an die Änderung des § 40 
Abs. 2 Nr. 4 BBesG durch das 4. Gesetz zur Änderung besol­
dungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 1985 (BGBl I 
S. 2466) eine tarifliche Eigenmittelgrenze eingefügt. Unabhängig 
von unterhaltsrechtlichen Bedarfssätzen geht der Tarifvertrag 
jetzt generell davon aus, daß nach Überschreitung des Betrages 
eine Unterhaltsgewährung nicht mehr erforderlich sei. Wird den­
noch Unterhalt gewährt, so ist er nicht mehr anspruchsbegründend 
(Schwegmann/Summer, BBesG, Stand Dezember 1987, § 40 Rz 8 und 
9.a; im Ergebnis ebenso Clemens/Millack/Lantermann/Engelking/ 
Henkel, Besoldungsrecht des Bundes und der Länder, Stand Juli 
1987 § 40, BBesG, Anm. 6.2 c letzter Abs.). Damit entfällt die 
bisherige an § 1610 Abs. 1 BGB anknüpfende Prüfung, ob der An­
gestellte dem aufgenommenen Kind Restunterhalt schuldet und ge­
währt und von welcher Grenze an anspruchshemmende Geringfügigkeit 
anzunehmen ist (a.A. wohl Görgens, ZTR 87, 269, der aber die 
Gesetzes- und Tarifgeschichte nicht berücksichtigt; vgl. die 
Stellungnahme des Bundesrats vom 5. Juli 1985 zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zu § 40 BBesG BT-Drucks. 10/3789, Anl. 2; 
Gegenäußerung der Bundesregierung BT-Drucks. 10/3789, Anl. 3? 
Bericht des Innenausschusses vom 13» November 1985 BT-Drucks. 
10/4225, S. 20).
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Die Eigenmittelgrenze betrug 819,96 DM für das Jahr 1986.
Dem Sohn H standen nur Mittel von 799,20 DM (302,40 DM Wai­
senrente; 306,—  DM Leistungen nach dem BAföG; 75,-- DM Kinder­
geld, § 12 Abs. 4 BKGG; 115,80 DM kinderbezogener Anteil im 
Ortszuschlag) bzw. 801,20 DM (302,40 DM plus 308,-- DM plus 
75,-- DM plus 115,80 DM) und 802,26 DM (303,46 DM Waisenrente 
anstelle von 302,40 DM bisheriger Waisenrente) zur Verfügung. Für 
1987 steht dem letzten Eigenmittelbetrag von 802,26 DM, von des­
sen unveränderter Richtigkeit der Senat ausgeht, ein Eigenmit­
telgrenzbetrag von 847,80 DM (141,30 DM x 6) gegenüber, so daß 
die Klägerin auch in diesem Jahr Anspruch auf Ortszuschlag der 
Stufe 2 hat, sofern der Sohn sein Studium nicht beendet hat und 
sich seine Eigenbezüge nicht zu seinen Gunsten verändert haben.

Die Aufnahme der Tochter B bis 30. April 1986 kann den
erhöhten Ortszuschlag nicht rechtfertigen, weil der Tochter ins­
gesamt über 900,-- DM zur Verfügung gestanden haben und damit der 
Eigenmittelgrenzbetrag überstiegen worden ist.

III. Die Zinsentscheidung rechtfertigt sich aus den 55 284, 286 
Abs. 1 und § 288 Abs. 1 BGB.

C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Dr. Jobs Schneider Dörner
Dr. Kukies Scheerer
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	Im Namen des Volkes!

	Urteil



